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Ausgewählte Urteile des Bundesgerichts zum 

Strafvollzugs- und Massnahmenrecht 

zusammengestellt von Daniel Verasani, RA, LL.M., Fachbereichsleiter Sonderdienst im Amt für 

Justizvollzug des Kantons Aargau. 

Die Auswahl der Urteile erfolgt durch den Autor. Sie werden in einer Regeste zusammengefasst 

mit Hinweisen zu einzelnen relevanten Erwägungen (mit eigenen Hervorhebungen). 

 

Urteil 6B_95/2020 vom 20.02.2020 (publiziert als BGE 146 IV 49) 

Regeste 

Berechnung der Massnahmedauer einer stationären Massnahme für junge Erwachsene  

Der vorzeitige Massnahmenvollzug stellt einen mit der Massnahme verbundenen 

Freiheitsentzug dar, der bei der Berechnung der Höchstdauer gemäss Art. 61 Abs. 4 Satz 1 

StGB zu berücksichtigen ist. Es ist auf das Datum der Bewilligung des vorzeitigen 

Massnahmenvollzugs abzustellen. Kurzzeitige Umplatzierungen bei der Berechnung der 

Höchstdauer der stationären therapeutischen Massnahme für junge Erwachsene sind nicht 

zu berücksichtigen. Hingegen sind Umstände, welche die Betroffenen beeinflussen 

können, wie beispielsweise die Flucht aus der Einrichtung für junge Erwachsene, 

hinzuzurechnen.   

Frage offengelassen, ob Polizei-, Untersuchungs- oder Sicherheitshaft bei der Berechnung 

der Höchstdauer einer stationären therapeutischen Massnahme gemäss Art. 61 

StGB grundsätzlich zu berücksichtigen sind.   

Relevante Daten: 

29.10.2014: Gewährung vorzeitiger Massnahmeantritt  

04.04.2017: Urteil Kriminalgericht LU; FS 3 Jahre und 10 Monate, aufgeschoben z.G. einer MS 

61StGB 

23.09.2029: Entlassungsgesuch 

29.10.2019: Abweisung Gesuch durch Vollzugsbehörde 

17.01.2020: Gutheissung der Verwaltungsgerichtsbeschwerde durch KG LU; X ist innert 3 Tagen 

zu entlassen 

23.01.2020: Superprovisorische Erteilung aufschiebende Wirkung der Beschwerde der OStA LU 

durch Bundesgericht 

Relevante Kasuistik BGer (gemäss E.2.4.2.): 

 

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=6B_95%2F2020+&rank=1&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F20-02-2020-6B_95-2020&number_of_ranks=2
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=6B_95%2F2020+&highlight_docid=atf%3A%2F%2F146-IV-49%3Ade&azaclir=aza
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MS 59 Urteil 6B_640/2015 

vom 25. Februar 

2016, publ. 

in: BGE 142 IV 105 

Die in Art. 59 Abs. 4 Satz 1 StGB festgesetzte Dauer 

beginnt, sofern dem Betroffenen nach der 

Massnahmenanordnung bis zum effektiven 

Behandlungsbeginn die Freiheit entzogen ist, mit dem 

rechtskräftigen und vollstreckbaren Entscheid, in 

dem die Massnahme angeordnet wird (a.a.O., E. 5.9 S. 

118). Frage ausdrücklich offen gelassen, ob und 

inwiefern die vor dem Sachurteil ausgestandene 

Sicherheitshaft oder ein allfälliger vorzeitiger 

Massnahmenvollzug für den Fristenlauf zu 

berücksichtigen ist (a.a.O., E. 4.1 S. 108). 

MS 59 Urteil 6B_691/2018 

vom 19. Dezember 

2018, publ. 

in: BGE 145 IV 65 

Ist der vorzeitige Massnahmenvollzug bei der 

Berechnung der Fünfjahresfrist von Art. 59 Abs. 4 Satz 1 

StGB einzubeziehen? Das BGer erwog, der vorzeitige 

Massnahmenvollzug ist zwar bei der Gesamtdauer der 

Massnahme zu berücksichtigen, dies insbesondere bei 

der zeitlichen Verhältnismässigkeit, jedoch beginnt mit 

dem Sachurteil eine neue Frist zu laufen (a.a.O., E. 

2.6.2 S. 75). Es gelangte zum Fazit, sofern die 

stationäre therapeutische Behandlung von 

psychischen Störungen nicht aus der Freiheit heraus 

angetreten wird, ist für den Fristenlauf auf das Datum 

des in Rechtskraft erwachsenen 

Anordnungsentscheids abzustellen (a.a.O., E. 2.7.1 

S. 76). 

MS 60 Urteil 

6B_1203/2017 vom 

1. November 2017 

Bei der Berechnung der vierjährigen Höchstfrist für eine 

stationäre therapeutische Suchtbehandlung gemäss Art. 

60 Abs. 4 Satz 1 und 2 StGB ist die vor dem 

Anordnungsentscheid erstandene Untersuchungs- 

und Sicherheitshaft mitzuberücksichtigen (a.a.O., E. 

4.1; vgl. auch BGE 145 IV 65 E. 2.3.3 S. 70 f.).  

MS 56 ff. Urteil 6B_385/2014 

vom 23. April 2015, 

publ. in: BGE 141 

IV 236 

Untersuchungs- beziehungsweise Sicherheitshaft ist an 

freiheitsentziehende Massnahmen gemäss Art. 56 ff. 

StGB, konkret an stationäre therapeutische Massnahmen 

im Sinne von Art. 59 StGB, grundsätzlich anzurechnen 

(a.a.O., E. 3 S. 238 ff.). Dieses Urteil erging jedoch im 

Zusammenhang mit der Frage einer allfälligen 

Entschädigung für die erstandene Untersuchungs- und 

Sicherheitshaft bei Schuldunfähigkeit und ist für die 

Frage der Dauer einer Massnahme nicht einschlägig 

(vgl. BGE 145 IV 65 E. 2.3.4 S. 71 f.).   
 

Aus den Erwägungen: 

E.2.4.2. (…) Bei der Beurteilung der Frage, ob der vorzeitige Massnahmenvollzug in die 

Berechnung der Frist gemäss Art. 61 Abs. 4 Satz 1 StGB einzubeziehen ist oder ob diese erst mit 

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=Urteil+6B_95%2F2020+vom+20.02.2020&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F142-IV-105%3Ade&number_of_ranks=0#page105
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=Urteil+6B_95%2F2020+vom+20.02.2020&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F145-IV-65%3Ade&number_of_ranks=0#page65
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=Urteil+6B_95%2F2020+vom+20.02.2020&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F145-IV-65%3Ade&number_of_ranks=0#page65
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=Urteil+6B_95%2F2020+vom+20.02.2020&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F141-IV-236%3Ade&number_of_ranks=0#page236
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=Urteil+6B_95%2F2020+vom+20.02.2020&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F141-IV-236%3Ade&number_of_ranks=0#page236
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=Urteil+6B_95%2F2020+vom+20.02.2020&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F145-IV-65%3Ade&number_of_ranks=0#page65
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Datum des rechtskräftigen Anordnungsentscheids zu laufen beginnt, sind insbesondere das 

in BGE 145 IV 65 publizierte Urteil und das Urteil 6B_1203/2017 vom 1. November 2017 zu 

berücksichtigen. Während Ersteres die Fristen gemäss Art. 59 Abs. 4 Satz 1 und 2 StGB zum 

Gegenstand hat, die anders als Art. 60 Abs. 4 sowie Art. 61 Abs. 4 StGB nicht die Höchstdauer 

einer Massnahme regeln, sondern bestimmen, innert welcher Frist ein neuer Gerichtsentscheid 

über die Weiterführung der Massnahme zu ergehen hat, betrifft Letzteres die Höchstdauer 

gemäss Art. 60 Abs. 4 StGB. (…) 

E.2.7.3. Die stationäre therapeutische Massnahme für junge Erwachsene ersetzt die Einweisung 

in eine Arbeitserziehungsanstalt (Art. 100bis aStGB in der Fassung gemäss Bundesgesetz vom 

18. März 1971, in Kraft von 1. Juli 1971 bis 31. Dezember 2006 [AS 1971 777 807; BBl 1965 I 

561]). Ziel ist eine sozialpädagogische und therapeutische Hilfe, die dem Eingewiesenen die 

Fähigkeit vermittelt, selbstverantwortlich und straffrei zu leben. Die Massnahme für junge 

Erwachsene gründet wie bereits die Arbeitserziehung auf dem Gedanken, dass sich junge 

Erwachsene in ihrer Entwicklung zumeist noch wesentlich beeinflussen lassen, dass sie mithin 

noch gebessert und ihre gesamte Persönlichkeit entwickelt werden kann (…). 

Es geht um eine Korrektur einer Fehlentwicklung mit erzieherischen Mitteln. Mittels 

zweckgerichteter und individualisierter sozialpädagogischer Betreuung wird eine 

Persönlichkeitsentwicklung angestrebt, das heisst, eine charakterliche und soziale Festigung 

sowie eine Förderung der geistigen und körperlichen Entwicklung sowie der beruflichen 

Kenntnisse. Statt des Strafvollzugs wird der betroffenen Person eine positive 

Entwicklungsperspektive aufgezeigt, indem ihr eine Berufsbildungsmöglichkeit mit schrittweiser 

Öffnung zu mehr Selbstständigkeit angeboten wird. Sie soll lernen, sich selbstverantwortlich und 

ohne gravierende Konflikte mit der Rechtsordnung in der Gesellschaft und namentlich im 

Berufsleben zu integrieren (…) 

Unter Berücksichtigung dieser Zielsetzung ist die Massnahme für junge Erwachsene auf eine 

bestimmte Zeit angelegt, die in ihrer Länge auf die Absolvierung einer Lehre ausgerichtet ist (…). 

Diese Dauer kann unter Umständen zu knapp bemessen sein. Jedoch ist zu berücksichtigen, 

dass die Phase einer bedingten Entlassung bei der Berechnung der Höchstdauer der Massnahme 

nicht mitzurechnen ist. Das mögliche Problem, dass die Höchstdauer der Massnahme erreicht ist, 

bevor die Ausbildung abgeschlossen wurde, kann dadurch entschärft werden, dass die 

betroffenen Personen in der Phase der bedingten Entlassung oder nach definitivem Ablauf der 

Massnahmendauer ihre Lehre in der Institution von einem externen Aufenthaltsort aus fortsetzen 

können, in letzterem Fall auf freiwilliger Basis (vgl. MARIANNE HEER, Basler Kommentar 2019, 

a.a.O., N. 75 zu Art. 61 StGB).  

Die vierjährige Höchstdauer dient dazu, der betroffenen Person ihre Freiheit nur solange zu 

entziehen, wie dies für die Entwicklung ihrer Persönlichkeit und die Absolvierung einer 

Berufsausbildung notwendig ist. Es soll ihr in der Folge die Möglichkeit gegeben werden, die 

erlernten Lebenstechniken in Freiheit anzuwenden und sich in die Gesellschaft sowie in das 

Berufsleben zu integrieren. Damit wird auch der Verhältnismässigkeitsgrundsatz gewahrt. Der 

Gesetzgeber hat sich entschieden, dass der mit der stationären therapeutischen Massnahme für 

junge Erwachsene verbundene Freiheitsentzug nicht länger als vier Jahre - im Falle einer 

Rückversetzung nach bedingter Entlassung nicht länger als insgesamt sechs Jahre - dauern darf. 

Daran sind die rechtsanwendenden Behörden gebunden. Das Bundesgericht hat bereits im 

Zusammenhang mit der Frist gemäss Art. 59 Abs. 4 StGB festgehalten, dass das 

Verhältnismässigkeitsprinzip nicht nur in Bezug auf die Anordnung der Massnahme 

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=Urteil+6B_95%2F2020+vom+20.02.2020&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F145-IV-65%3Ade&number_of_ranks=0#page65
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beziehungsweise die Massnahmenverlängerung als solche Beachtung verlange, sondern auch 

hinsichtlich der Dauer der Massnahme. Das Gericht habe daher für die Verhältnismässigkeit der 

stationären therapeutischen Massnahme gemäss Art. 59 StGB in zeitlicher Hinsicht einen 

allfälligen vorzeitigen Massnahmenvollzug mitzuberücksichtigen, dies sowohl bei der Prüfung der 

Erstanordnung der Massnahme als auch im Zusammenhang mit einem Gesuch um Verlängerung 

derselben (BGE 145 IV 65 E. 2.6.1 S. 74; vgl. auch: BGE 142 IV 105 E. 5.4 S. 112 mit 

Hinweisen). Ist der vorzeitige Massnahmenvollzug in Nachachtung des 

Verhältnismässigkeitsprinzips bei einer grundsätzlich verlängerbaren Massnahme zu 

berücksichtigen, gilt dies umso mehr bei einer Massnahme, für die der Gesetzgeber eine 

Höchstdauer festgesetzt hat.  

E.2.8.(…) Das Bundesgericht verkennt die praktischen Schwierigkeiten, welche die Begrenzung 

der Massnahmendauer mit sich bringen kann, nicht. Allerdings führen diese nicht zu einer 

anderen Beurteilung der aufgeworfenen Rechtsfrage. Nach dem Gesagten hat der Gesetzgeber 

klar zum Ausdruck gebracht, dass der mit der stationären therapeutischen Massnahme für junge 

Erwachsene verbundene Freiheitsentzug nicht länger als vier Jahre - im Falle einer 

Rückversetzung nach bedingter Entlassung nicht länger als insgesamt sechs Jahre - dauern darf. 

Die Ausführungen der Beschwerdeführerin zeigen auf, dass der vorzeitige Massnahmenvollzug in 

der Praxis zumindest insofern mit der Massnahme verbunden ist, als er deren Vorbereitung dient. 

Folglich ist auch der mit dem vorzeitigen Massnahmenvollzug einhergehende Freiheitsentzug bei 

der Berechnung der Höchstdauer der Massnahme zu berücksichtigen. Das Problem, dass vier 

Jahre unter Umständen nicht ausreichen, um eine Ausbildung zu absolvieren, darf nicht über die 

faktische Verlängerung des mit der Massnahme verbundenen Freiheitsentzugs gelöst werden. In 

der Praxis müssen andere Lösungen gesucht werden. Wie dargelegt, wäre beispielsweise 

denkbar, dass die Betroffenen ihre Ausbildung von einem externen Standort aus fortsetzen (vgl. 

E. 2.7.3). Auch der Umstand, dass die stationäre therapeutische Massnahme nach Art. 61 

StGB mit anderen (ambulanten oder stationären) therapeutischen Massnahmen verbunden 

werden kann, führt nicht dazu, dass alle (Höchst-) Fristen ab dem gleichen Datum beginnen 

müssen. Da die Massnahmen beziehungsweise die mit ihnen verbundenen Freiheitsentzüge 

unterschiedlich lange dauern und die Fristen teilweise verlängert werden können, bedarf es in 

jedem Fall einer individuellen Handhabung, weshalb die Fristen auch zu verschiedenen 

Zeitpunkten beginnen können. Schliesslich überzeugt auch das Argument der 

Beschwerdeführerin nicht, dass die stationäre therapeutische Massnahme für junge Erwachsene, 

wenn die betroffene Person - wie vorliegend - unter einer schweren psychischen Störung leidet, in 

eine gewisse Nähe zu einer stationären therapeutischen Behandlung von psychischen Störungen 

rücke, weshalb es sich rechtfertige, den Beginn der gesetzlichen Frist anzugleichen. Die Fristen 

von Art. 59 Abs. 4 und Art. 61 Abs. 4 StGB unterscheiden sich grundlegend. Es kann auf das 

bisher Ausgeführte und BGE 145 IV 65 E. 2.3.3 S. 70 f. (zum Verhältnis von Art. 59 Abs. 4 

und Art. 60 Abs. 4 StGB) verwiesen werden.   

E.2.9. Zusammengefasst stellt der vorzeitige Massnahmenvollzug einen mit der Massnahme 

verbundenen Freiheitsentzug dar, der bei der Berechnung der Höchstdauer gemäss Art. 61 Abs. 

4 Satz 1 StGB zu berücksichtigen ist. Andernfalls würde der mit der Massnahme verbundene 

Freiheitsentzug über die gesetzlich vorgesehene Maximaldauer hinaus verlängert. Fraglich 

erscheint noch, ob hinsichtlich des vorzeitigen Massnahmenvollzugs auf das Datum von dessen 

Anordnung beziehungsweise Genehmigung oder den Eintritt der betroffenen Person in die 

Einrichtung für junge Erwachsene abzustellen ist. Es erscheint angemessen und praktikabel, auf 

das Datum der Bewilligung des vorzeitigen Massnahmenvollzugs abzustellen (vgl. MARIANNE 

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=Urteil+6B_95%2F2020+vom+20.02.2020&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F145-IV-65%3Ade&number_of_ranks=0#page65
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=Urteil+6B_95%2F2020+vom+20.02.2020&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F142-IV-105%3Ade&number_of_ranks=0#page105
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=Urteil+6B_95%2F2020+vom+20.02.2020&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F145-IV-65%3Ade&number_of_ranks=0#page65
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HEER, Nachverfahren, a.a.O., S. 62 f.). Einerseits sollte der vorzeitige Massnahmenvollzug von 

der Verfahrensleitung im Idealfall erst beziehungsweise nur bewilligt werden, wenn ein Platz in 

einer Einrichtung für junge Erwachsene zur Verfügung steht (…), womit die Bewilligung und der 

Eintritt mehr oder weniger zusammen fallen sollten. Andererseits erscheint diese Lösung auch 

praktikabel, da in jedem Einzelfall unabhängig von den konkreten Umständen auf die Bewilligung 

abgestellt wird und nicht abgeklärt werden muss, ob der Betroffene bereits therapeutisch betreut 

wurde, als er auf einen Platz in einer Einrichtung wartete, und ob dies gegebenenfalls beim 

Beginn der Massnahmendauer zu berücksichtigen wäre. Schliesslich spricht auch das 

Gleichheitsgebot für die aufgezeigte Lösung, da die Betroffenen in der Regel nicht beeinflussen 

können, wie lange sie auf einen Platz in einer Einrichtung für junge Erwachsene warten müssen 

(vgl. zu Art. 59 Abs. 4 Satz 1 StGB: BGE 142 IV 105 E. 5.6 S. 114). Aus dem gleichen Grund sind 

kurzzeitige Umplatzierungen bei der Berechnung der Höchstdauer der stationären 

therapeutischen Massnahme für junge Erwachsene nicht zu berücksichtigen. Hingegen sind 

Umstände, welche die Betroffenen beeinflussen können, wie beispielsweise die Flucht aus der 

Einrichtung für junge Erwachsene, hinzuzurechnen.   

E.2.10. Gemäss den vorinstanzlichen Feststellungen befand sich der Beschwerdegegner 53 Tage 

in Untersuchungs- beziehungsweise Polizeihaft, die vom Kriminalgericht im Urteil vom 4. April 

2017 an die ausgesprochene Freiheitsstrafe angerechnet wurden. Wie die Vorinstanz zutreffend 

feststellt, ist vorliegend die Höchstdauer gemäss Art. 61 Abs. 4 Satz 1 StGB unabhängig von 

einer allfälligen Berücksichtigung der Polizei-, Untersuchungs- oder Sicherheitshaft erreicht. Damit 

kann offenbleiben, ob Polizei-, Untersuchungs- oder Sicherheitshaft bei der Berechnung der 

Höchstdauer einer stationären therapeutischen Massnahme gemäss Art. 61 StGB grundsätzlich 

zu berücksichtigen sind.   

 

 

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=Urteil+6B_95%2F2020+vom+20.02.2020&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F142-IV-105%3Ade&number_of_ranks=0#page105

